
Medizin am Scheideweg

Der Umgang mit kranken Menschen und 

die gleichzeitige Berücksichtigung be-

grenzter Ressourcen sind für Ärztinnen 

und Ärzte nichts Neues und eine ständige He-

rausforderung, der sie tagtäglich gerecht werden 

müssen. In der Vergangenheit waren häufig die 

fehlenden Behandlungsmöglichkeiten limitie-

rend. Heute sind es eine Pandemie oder die öko-

nomischen Bedingungen in Kliniken und Praxen, 

die Behandlungsmöglichkeiten einschränken. In 

der Zukunft wird die Ressource Mensch der limi-

tierende Faktor in der ärztlichen Versorgung 

und in der Pflege sein. Ärztinnen und Ärzte wer-

den der Wegweiser sein müssen, wie dies in Ein-

klang mit einer korrekten Patientenversorgung 

zu bringen ist.

Noch bis zum Ende des letzten Jahrtausends gab 

es im Medizinbetrieb hinsichtlich der Finanzier-

barkeit von Therapien für Patientinnen und Patienten nahezu 

keine Einschränkungen. Denn die Behandlungsmöglichkeiten 

waren begrenzt. Schlaganfall, Herzinfarkte und Tumorerkran-

kungen waren die häufigsten Todesursachen, gleichwohl ob mit 

oder ohne stationäre Behandlung.

Seither haben sich sowohl im ambulanten als auch im stationären 

Bereich vielfältige Behandlungsmethoden etabliert, die, evidenz-

gestützt, einen Überlebensvorteil bieten. Angefangen von den 

U-Untersuchungen und Impfungen bei Kindern, bei der radiologi-

schen Bildgebung, der medikamentösen Behandlung der Herzin-

suffizienz, der lebensrettenden Defibrillator-Implantation oder 

einer strukturierten Diabetes-Behandlung. Im stationären Be-

reich erweitern minimal invasive OP-Methoden, Knochenmark-

transplantationen oder der transfemorale Herzklappenersatz bei 

älteren Menschen den therapeutischen Horizont.

Das alles will finanziert werden und es soll auch noch ein Über-

schuss übrig bleiben. Entweder im stationären Bereich als aus-

kömmliches Tarifgehalt nach langem Studium und Spezialisie-

rung oder ambulant als angemessenes Gehalt in Form eines 

Praxisgewinns. Angreifbar werden allerdings Betreibermodelle, 

die sich lediglich der Gewinnmaximierung ver-

schreiben und dabei die Patientenversorgung 

hintanstellen. Eine rechtliche, finanzielle oder in-

haltliche Abgrenzung dürfte schwerfallen. Nicht 

jede gut geführte Praxis oder Klinik ist gleich ein 

Profitcenter.

Spielverderber der Patientenversorgung sind häu-

fig Politik und Krankenkassen. Sie regulieren zu-

nehmend ärztliche Inhalte. Das geht ganz leicht 

durch nicht erteilte Genehmigungen, mancherlei 

Erlaubnisvorbehalte, Mengenbegrenzungen, Plau-

sibilitäten und Regresse. Zusätzliche Belastungen 

durch die Covid-Pandemie haben die Situation nur 

noch verschärft. In der Pandemie hat sich leider 

gezeigt, dass der Staat, auch aufgrund des politi-

schen Impacts seiner Entscheidungen, inkongru-

ent handelt. Kein Wunder, dass sich Ärztinnen und 

Ärzte dem zunehmend entziehen, indem sie aus-

schließlich privatärztlich tätig werden oder Tätigkeiten außer-

halb der Patientenversorgung präferieren.

Was muss getan werden, um diesen Brain-Drain zu verhindern? 

Wie kann die Ärzteschaft – wieder – zum Ansprechpartner und 

zum Gestalter werden? Die wohlverstandenen eigenen Interes-

sen müssen einheitlich und sektorenübergreifend definiert und 

vertreten werden. Das Primat der Ökonomie muss relativiert und 

der Patientenversorgung untergeordnet werden – das beinhaltet 

auch einen realistischen und sparsamen Umgang mit dem Geld 

der Versicherten. Zumindest in Hessen hat die Politik, seit Beginn 

der Pandemie, gelernt zuzuhören. Für die Gesetzliche Kranken-

versicherung gilt das bei den aktuell exazerbierenden Regressfor-

derungen noch nicht. Der ärztliche Sachverstand in den Berufs-

verbänden, Kassenärztlicher Vereinigung, Krankenhausgesell-

schaft und Landesärztekammer sollte gemeinsam auftreten und 

Wege in der Gesundheitspolitik weisen.

Dr. med. Wolf Andreas Fach

Präsidiumsmitglied der Landesärztekammer Hessen
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„Das Primat  

der Ökonomie 

muss relativiert 

und der Patien-

tenversorgung 

untergeordnet 

werden.“

Aus dem Präsidium

Hinweis: Interview mit Dr. med. Christian Schwark

Über vernünftige Personalplanung, Peer-Review-Systeme in 

Krankenhäusern und patientenzentrierter Sichtweise – wir 

möchten Sie auf ein Interview mit dem neuen Vorsitzenden 

des Marburger Bundes Hessen, Dr. med. Christian Schwark, 

aufmerksam machen.

Der Facharzt für Neurologie und Oberarzt am Krankenhaus 

Nordwest in Frankfurt berichtet in der Frankfurter Neuen 

Presse über seine Visionen, das Krankenhaussystem umzu-

krempeln. Der Artikel ist online abrufbar unter: 

https://tinyurl.com/547fxxhd/.

Neue Landesbehörde für den ÖGD

Als „sinnvoll und richtig“ hat Ärztekammerpräsident Dr. med. 

Edgar Pinkowski die von Sozialminister Kai Klose angekündig-

te Einrichtung eines Hessischen Landesamtes für Gesundheit 

begrüßt. Das für 2023 geplante Landesamt soll künftig die 

Zuständigkeiten für den Öffentlichen Gesundheitsdienst 

(ÖGD) bündeln. Mehr dazu unter www.laekh.de → Presse-

mitteilungen. Link: https://tinyurl.com/y432eenr/. 
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